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Beschluss
des Landtages Brandenburg

Zum TOP 9: Rechtsextremismus konsequent bekämpfen

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 13. Sitzung am 25. März 2010 folgenden Be-
schluss gefasst:

„1. Die Bekämpfung von Rechtsextremismus ist weiterhin eine Aufgabe von 
herausragender Bedeutung für das Land Brandenburg. Fremdenfeind-
lichkeit und Rechtsextremismus sind mit einer offenen und demokrati-
schen Gesellschaft  unvereinbar. Wir kämpfen für ein tolerantes Bran-
denburg, in dem Rassismus und Ausländerfeindlichkeit, Antisemitismus, 
Rechtsextremismus und andere Formen des Extremismus keinen Platz 
haben.

Die dank des konsequenten Einsatzes von Politik und Gesellschaft er-
folgreiche Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus in den letz-
ten Jahren muss fortgeführt werden. Der Landtag unterstützt deswegen 
alle Anstrengungen der Landesregierung zur Bekämpfung von Frem-
denfeindlichkeit und rechtsextremistischer Gewalt. Wir werden die finan-
ziellen  Mittel  im  Kampf  gegen  den  Rechtsextremismus  fortschreiben 
und das landesweite Aktionsbündnis, die Mobilen Beratungsteams, die 
Regionalen Arbeitsstellen für Bildung, Integration und Demokratie sowie 
den Verein Opferperspektive auch in Zukunft dauerhaft unterstützen.

2. Die Förderung von und Erziehung zur Toleranz ist ein Bildungsauftrag, 
der bereits im vorschulischen Bereich ansetzen muss. Der Landtag for-
dert  die Landesregierung auf, neue Ansätze bei der Aufklärung über 
historische Zusammenhänge in den Bildungsangeboten insbesondere 
in der Jugendarbeit, und in Schulen aber auch in der Erwachsenenbil-
dung zu entwickeln und zu erproben. 

3. Lokalen Bündnissen und Initiativen kommt eine große Bedeutung beim 
Kampf  gegen  Fremdenfeindlichkeit  und  Rechtsextremismus  zu.  Die 
Landesregierung wird aufgefordert, Initiativen aus der Mitte der Gesell-
schaft zu ermutigen und zu unterstützen, die Zivilcourage und eine Kul-
tur des Hinschauens und der guten Nachbarschaft fördern. 



4. Der  Landtag  betrachtet  mit  Sorge  die  hohe  Anzahl  rechtsextremisti-
scher Gewalttaten. Er begrüßt ausdrücklich die präventiven und repres-
siven Aktivitäten von Polizei, Justiz und Verfassungsschutz, die weiter-
zuführen sind.

5. Der mit dem Handlungskonzept 'Tolerantes Brandenburg' eingeschlage-
ne Weg soll weiter beschritten werden. Der Landtag fordert die Landes-
regierung auf, jährlich in der Sitzung im Juni einen Bericht über die Um-
setzung des Konzepts 'Tolerantes Brandenburg' als Grundlage für eine 
Debatte vorzulegen.

6. Der  Kampf  gegen  Rechtsextremismus  und  Fremdenfeindlichkeit  darf 
nicht  an den Grenzen Brandenburgs  enden. Auch auf  Bundesebene 
müssen alle  Anstrengungen unternommen werden,  um Toleranz und 
Demokratie zu fördern und rechtsextremistisches Gedankengut zu be-
kämpfen. Der Landtag spricht sich deswegen nachdrücklich dafür aus, 
dass die Bundesregierung auch in Zukunft konsequent rechtsextremisti-
sche und fremdenfeindliche Gewalt  in  der  Bundesrepublik  bekämpft. 
Dazu dürfen die Mittel für die Bekämpfung von Rechtsextremismus in 
den nächsten Jahren nicht gekürzt werden.“
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